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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 20.
Oktober 2000 geÃ¤ndert. Die Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit
ab 14. Mai 1997 Verletztenteilrente nach einer MdE von 20 v.H. wegen der Folgen
einer Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKVO zu gewÃ¤hren. Im
Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat die
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren zu tragen. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung einer Verletztenteilrente nach einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 20 v.H. wegen der Folgen einer anerkannten
Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 der Berufskrankheitenverordnung
(BKVO).

Die 1959 geborene KlÃ¤gerin war seit April 1980 als Krankenschwester auf der
Inneren Abteilung des Krankenhauses W beschÃ¤ftigt, seit 15. September 1994 als
stellvertretende Stationsschwester. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis endete aufgrund
betriebsbedingter KÃ¼ndigung zum 31. Dezember 1996.
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Aufgrund einer Anzeige Ã¼ber den Eintritt einer Berufskrankheit der BetriebsÃ¤rztin
Dr. S vom 8. Juni 1994 ermittelte die Beklagte durch ihren Technischen
Aufsichtsdienst (TAD), dass die KlÃ¤gerin aufgrund des hohen Anteils an
schwerstpflegebedÃ¼rftigen Patienten und der Ã¶rtlichen Besonderheiten
wirbelsÃ¤ulengefÃ¤hrdend im Sinne der BK 2108 gearbeitet habe. Die FachÃ¤rztin
fÃ¼r Arbeitsmedizin Dr. C kam in ihrem fÃ¼r die Beklagte erstatteten Gutachten
vom 28. Februar 1996 zu dem Ergebnis, unter BerÃ¼cksichtigung der Konstitution
und der Skoliose sei davon auszugehen, dass schon bei Beginn der TÃ¤tigkeit eine
gewisse VorschÃ¤digung bestanden haben mÃ¼sse. Die gegenwÃ¤rtig klinisch und
diagnostisch gesicherte bandscheibenbedingte Erkrankung der LendenwirbelsÃ¤ule
sei als richtunggebende Verschlimmerung eines bestehenden WirbelsÃ¤ulenleidens
anzusehen. Die MdE sei gegenwÃ¤rtig wegen der geringen FunktionsstÃ¶rungen
mit HypÃ¤sthesien ohne motorische AusfÃ¤lle aber bestehender GefÃ¼gelockerung
mit 10 v.H. einzuschÃ¤tzen. AnschlieÃ�end holte die Beklagte Befundberichte der
die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte, des Facharztes fÃ¼r Chirurgie und
Neurochirurgie Prof. Dr. S vom 18. November 1997, des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die
Dr. H vom 21. November 1997 und des Facharztes fÃ¼r Chirurgie Dr. K vom 20.
November 1997 ein. Dr. K teilte eine letztmalige Behandlung am 6. Juni 1994 mit.

Durch Bescheid vom 8. Dezember 1997 erkannte die Beklagte als Folgen einer
Berufskrankheit nach Nr. 2108 BandscheibenvorfÃ¤lle in HÃ¶he von L4/5 und L5/S1
mit geringen FunktionsstÃ¶rungen mit HypÃ¤sthesien ohne motorische AusfÃ¤l le
aber bestehender GefÃ¼gelockerung an.

Als Folgen der Berufskrankheit wÃ¼rden nicht anerkannt:
linksseitiges RadikulÃ¤rsyndrom in HÃ¶he L5/S1 bei Spondylosteochondrose und
Spondylarthrose von L4 bis S1. Anlagebedingte und schicksalsmÃ¤Ã�ig verlaufende
VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule in Form von Stellungsanomalie, ossÃ¤re
VerÃ¤nderungen am gesamten WirbelsÃ¤ulenorgan.

Ein Rentenanspruch bestehe nicht, weil die ErwerbsfÃ¤higkeit nicht in
rentenberechtigendem Grade gemindert sei.

Mit dem dagegen eingelegten Widerspruch machte die KlÃ¤gerin geltend, es
bestehe eine hÃ¶here MdE, weil keine VorschÃ¤digung der WirbelsÃ¤ule zu
berÃ¼cksichtigen sei.

In einem Rentengutachten vom 15. August 1998 kamen Prof. Dr. P und Dr. M zu
dem Ergebnis, es liege eine MdE von 10 v.H. vor. Bei der Untersuchung am 5. Juli
1998 seien keine Zeichen einer radikulÃ¤ren Symptomatik wie etwa typische
Reflex- oder SensibilitÃ¤tsabschwÃ¤chungen gefunden worden.

Durch Widerspruchsbescheid vom 18. Februar 1999 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Es bestehe eine MdE von 10 v.H. MaÃ�geblich seien allein
die durch die Erkrankung hervorgerufenen funktionellen BeeintrÃ¤chtigungen.

Das dagegen angerufene Sozialgericht hat ein orthopÃ¤disches
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. E eingeholt. Dieser hat in seinem Gutachten
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vom 5. Januar 2000 ausgefÃ¼hrt, die Untersuchung habe als Folge der anerkannten
Berufskrankheit ein LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom im Sinne von rezidivierenden
Lumbalgien und Lumboischialgien auf dem Boden eines computertomographisch
nachgewiesenen Bandscheibenvorfalls L4/5 rechtsbetont mit neurologischen
Komplikationen sowie einen deutlichen Bandscheibenschaden mit geringer
BandscheibenvorwÃ¶lbung L5/S1 objektiviert. Bei leichter Fehlstatik der
WirbelsÃ¤ule sei im Bereich der BrustwirbelsÃ¤ule bis LendenwirbelsÃ¤ule eine
gering Ã¼ber die Altersnorm hinausgehende schmerzhafte Funktionsminderung
festgestellt worden, wobei die LendenwirbelsÃ¤ule funktionell blockiert gewesen
sei. Es seien aktuell Nervenwurzelreizerscheinungen nachgewiesen. Das
Nervenwurzeldehnungszeichen nach LasÃ¨gue sei rechts bei 45Â° positiv, links
negativ. Bei der PrÃ¼fung der Motorik sei eine mÃ¤Ã�ige SchwÃ¤che der FuÃ�- und
Zehenheber festgestellt worden. Entgegen der Auffassung von Prof. Dr. P liege ein
radikulÃ¤res Zeichen vor. Bei dessen Untersuchung sei auch versÃ¤umt worden, die
beschriebene FuÃ�- und ZehenheberschwÃ¤che diagnostisch weiter zu verfolgen.
Das aktuell angefertigte EMG weise eindeutig eine mÃ¤Ã�ig deutliche, nicht frische
LÃ¤sion radikulÃ¤rer Genese L4/5 rechts aus. Aufgrund dieser Befunde sei zum
aktuellen Zeitpunkt die MdE mit 20 v.H. einzuschÃ¤tzen. Seit dem 14. September
1994 sei die MdE mit 10 v.H. als korrekt anzusehen, erst im chirurgischen
Befundbericht von Dr. K werde eine Minderung der groben Kraft beschrieben.
Entsprechend dieser Befundangabe sei davon auszugehen, dass eine FuÃ�- und
ZehenheberschwÃ¤che seit November 1997 bestanden habe und somit ab diesem
Zeitpunkt eine MdE von 20 v.H. anzunehmen sei.

In einer Stellungnahme vom 15. Juli 2000 hat Prof. Dr. P dagegen eingewandt, ein
einfacher Kreuzschmerz beim LasÃ¨gue ManÃ¶ver sei kein positiver Indikator fÃ¼r
eine radikulÃ¤re Symptomatik, sondern nur dann, wenn er als projezierter Schmerz
im Dermatom auftrete. Aus der diskreten Verminderung der groben Kraft des
FuÃ�hebers ergebe sich keine MdE von mehr als 10 v.H.

Durch Urteil vom 20. Oktober 2000 hat das Sozialgericht die angefochtenen
Bescheide geÃ¤ndert und die Beklagte verpflichtet, der KlÃ¤gerin ab 14. Januar
1997 eine Verletztenteilrente nach einer MdE von 20 v.H. wegen der Folgen einer
Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKVO zu gewÃ¤hren. Die Kammer
folge dem Gutachten von Dr. E. Dieser habe darauf hingewiesen, dass bereits eine
BeeintrÃ¤chtigung der nervÃ¶sen Strukturen im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule
sowie des rechten Beines vorliege. Damit sei eine MdE von 20 v.H. weniger durch
BewegungseinschrÃ¤nkungen im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule charakterisiert,
sondern durch wiederkehrende, zum Teil erhebliche SchmerzzustÃ¤nde im Bereich
der LendenwirbelsÃ¤ule. DemgegenÃ¼ber seien die AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. P
in den entscheidenden Punkten nicht Ã¼berzeugend. So stelle auch Prof. Dr. P eine
Verminderung der groben Kraft des FuÃ�hebers rechts fest, schlieÃ�e hieraus
jedoch nicht auf eine radikulÃ¤re Symptomatik. Auch wÃ¼rden keine
SensibilitÃ¤tsabschwÃ¤chungen als typisches Zeichen einer radikulÃ¤ren
Symptomatik festgestellt, obwohl diese durchgÃ¤ngig in dem Ã¼brigen
Aktenmaterial beschrieben worden seien. Im Gegensatz zu Dr. E liege eine
rentenberechtigende MdE seit Mitte Januar 1997 vor. Abzustellen sei auf die
Bewilligung eines TENS-GerÃ¤ts durch den KrankenversicherungstrÃ¤ger vom 13.
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Januar 1997. Dies objektiviere eine Verschlimmerung der bei der KlÃ¤gerin
bestehenden bandscheibenbedingten Nervenwurzelreizsymptomatik. Das Abstellen
auf den am 20. November 1997 erstellten Befundbericht des Chirurgen Dr. K sei
nicht Ã¼berzeugend, da diesem Attest zu entnehmen sei, dass die FuÃ�- und
ZehenheberschwÃ¤che bereits im April 1994 vorgelegen habe. Zu diesem Zeitpunkt
hÃ¤tten aber die LendenwirbelsÃ¤ulenbeschwerden lediglich zu relativ kurzzeitigen
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten gefÃ¼hrt.

Mit ihrer Berufung vom 17. Januar 2001 gegen das ihr am 19. Dezember 2000
zugestellte Urteil macht die Beklagte geltend, das Sozialgericht habe sich mit der
Frage, ob ein Vorschaden bestehe, nicht auseinandergesetzt. Das erstmalige
Auftreten von RÃ¼ckenschmerzen im Alter von 20 Jahren erfordere eine
Abgrenzung nach anlagebedingtem und beruflich verursachtem Schaden. Nach
Aufgabe der gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit 1994 sei eine Stabilisierung des
Krankheitsbildes zu erwarten gewesen; eine Beschwerdezunahme 1 1/2 Jahre nach
der Aufgabe der gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit spreche gegen eine berufliche
Verursachung. Eine MdE von 20 v.H. sei nur bei Bestehen von starken
FunktionseinschrÃ¤nkungen gegeben, die Dr. E nicht habe feststellen kÃ¶nnen. Die
Bewertung einer MdE aufgrund von SchmerzzustÃ¤nden kÃ¶nne nur nach einer
neurologisch-psychiatrischen Begutachtung vorgenommen werden.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 20. Oktober 2000 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat den Chefarzt der Neurochirurgischen Klinik des Klinikums B, Prof. Dr.
K zum medizinischen SachverstÃ¤ndigen ernannt. Dieser hat in seinem Gutachten
vom 15. Januar 2002 ausgefÃ¼hrt, die klinisch-neurologische Untersuchung habe
im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule einen deutlichen Klopf- und Druckschmerz und
einen reduzierten Finger-Boden-Abstand auf 30 cm erbracht. Ein motorisches Defizit
lasse sich bei deutlicher SchmerzÃ¼berlagerung nicht herausarbeiten, es bestehe
jedoch eine HypÃ¤sthesie im Dermatom L5 rechts. Wenn die Beklagte ausfÃ¼hre,
dass das Sozialgericht sich nicht mit der Frage des Vorschadens auseinandergesetzt
habe und eine Stabilisierung des Krankheitsbildes zu erwarten gewesen wÃ¤re,
gehe diese Argumentation aus fachneurochirurgisch gutachterlicher Sicht an der
Sache vorbei. Vielmehr komme der morphologischen VerÃ¤nderung der
Bandscheibe fÃ¼r sich allein kein Krankheitswert zu. So sei erklÃ¤rlich, dass trotz
der bereits im Mai 1994 nachgewiesenen BandscheibenvorfÃ¤lle keine wesentliche
Klinik hierzu korreliert habe und dass sich der groÃ�e Bandscheibenvorfall LWK 4/5
rechts erst 1997 manifestiert habe und die Patientin zu diesem Zeitpunkt klinisch
schwer erkrankt sei. Es werde eine MdE von 20 v.H. verursacht. Von dem Gutachten
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von Dr. E weiche er nur in unwesentlichen Punkten ab. Bei deutlicher
SchmerzÃ¼berlagerung habe er entgegen den Vorbefunden keine deutliche
FuÃ�heberschwÃ¤che feststellen kÃ¶nnen. Wenngleich Dr. E diese Parese als
begrÃ¼ndend fÃ¼r die Erreichung einer MdE von 20 v.H. heranziehe, denke er,
dass mit einer Maximalbewertung von 20 (nach den Anhaltspunkten) in der
Synopsis der Befunde das schwere, chronifizierte LendenwirbelsÃ¤ulenleiden der
KlÃ¤gerin hinreichend gewÃ¼rdigt werde.

Auf eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme von Prof. Dr. S vom 25. Juni 2002, die
die angegebenen Daten zum Teil nicht fÃ¼r plausibel hielt und kritisierte, dass
keine FunktionseinschrÃ¤nkungen benannt wÃ¼rden, hat sich Prof. Dr. K in einer
Stellungnahme vom 22. Oktober 2002 ergÃ¤nzend geÃ¤uÃ�ert. Die von ihm
beschriebenen Befunde stellten eine starke FunktionseinschrÃ¤nkung der LWS dar,
die nach SchÃ¶nberger, Mehrtens, Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 6.
Auflage 1998, S. 540 mit einer MdE von 20 zu bewerten sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
(einschlieÃ�lich der Akten des SG â�� S 69 U 168/99 -) und die Verwaltungsakten
der Beklagten (3 BÃ¤nde zu ) verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgemÃ¤Ã� eingelegte Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig, jedoch
Ã¼berwiegend nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat sie zu Recht verurteilt, der
KlÃ¤gerin wegen der anerkannten Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur
BKVO eine Verletztenteilrente nach einer MdE von 20 v.H. zu gewÃ¤hren.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Anspruch ist Â§ 56
Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch (SGB) VII, der gemÃ¤Ã� Â§ 214 Abs. 3 SGB VII
Anwendung findet, da die Rente erstmals nach dem In-Kraft-Treten des SGB VII
festzusetzen ist.

Wegen der gesundheitlichen Folgen eines Arbeitsunfalls bzw. einer Berufskrankheit
wird gemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII Verletztenrente gewÃ¤hrt, wenn die
ErwerbsfÃ¤higkeit infolge des Versicherungsfalles Ã¼ber die 26. Woche nach dem
Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 v.H. gemindert ist.

Die Bemessung des Grades der MdE richtet sich bei Berufskrankheiten einerseits
nach der Schwere des noch vorhandenen akuten Krankheitszustandes und
andererseits nach dem Umfang der dem Erkrankten verbliebenen
ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens. Die
Beurteilung, in welchem Umfang die kÃ¶rperlichen FÃ¤higkeiten des an einer
Berufskrankheit Erkrankten durch die Folgen der Berufskrankheit beeintrÃ¤chtigt
sind, liegt in erster Linie auf Ã¤rztlich-wissenschaftlichem Gebiet. AuÃ�erdem sind
die bei der Bewertung der MdE von der Rechtsprechung und im
versicherungsrechtlichen und versicherungsmedizinischen Schrifttum
herausgearbeiteten ErfahrungssÃ¤tze zu beachten, die zwar nicht fÃ¼r die
Entscheidung im Einzelfall bindend sind, aber Grundlage fÃ¼r eine gleiche,
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gerechte Bewertung der MdE in zahlreichen ParallelfÃ¤llen der tÃ¤glichen Praxis
bilden und einem stÃ¤ndigen Wandel unterliegen (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 581 Nr.
5). Voraussetzung hierfÃ¼r ist jedoch, dass sie auf wissenschaftlicher Grundlage
von Fachgremien ausschlieÃ�lich aufgrund der zusammengefassten Sachkunde und
Erfahrung ihrer sachverstÃ¤ndigen Mitglieder erstellt worden sind. Allgemeine
Wertungen zur MdE bei Berufskrankheiten sind nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG SozR 3-2200 Â§ 581 Nr. 8) nur dann als Richtwerte im
Sinne allgemeiner ErfahrungssÃ¤tze anzusehen, wenn darin die Folgen einer
Berufskrankheit fÃ¼r die ErwerbsfÃ¤higkeit so weitgehend abgeklÃ¤rt sind, dass
eine Beurteilung durch medizinische SachverstÃ¤ndige im Einzelfall hinsichtlich der
Anwendung dieser Richtwerte, der BerÃ¼cksichtigung der Besonderheiten des
Einzelfalls sowie der PrÃ¼fung, ob wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen, dass
diese â��Richtwerteâ�� einer erneuten Ã�berprÃ¼fung bedÃ¼rfen, ausreichen. Zur
Berufskrankheit Nr. 2108 liegen nach der Auffassung des Bundessozialgerichts
jedoch noch nicht Erfahrungswerte vor, welche wie die vorgenannten Empfehlungen
die Voraussetzungen fÃ¼r allgemeine ErfahrungssÃ¤tze erfÃ¼llen.

Unter BerÃ¼cksichtigung des Gesamtergebnisses der Beweisaufnahme ist jedoch
im Einzelfall festzustellen, dass die berufsbedingte MdE 20 v.H. betrÃ¤gt. Zu dieser
EinschÃ¤tzung kommen die vom Gericht gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen, die jeweils
Ã¼ber groÃ�e Erfahrungen im Bereich der EinschÃ¤tzung einer MdE verfÃ¼gen,
Ã¼bereinstimmend. Dr. E stellt in diesem Zusammenhang insbesondere auf die
Minderung der groben Kraft in Verbindung mit der FuÃ�- und
ZehenheberschwÃ¤che ab. Prof. Dr. K kommt, auch wenn er die
FuÃ�heberschwÃ¤che nicht feststellen konnte, auf der Grundlage der
Zusammenschau der Befunde zu demselben Ergebnis, indem er von einem
schweren chronifizierten LendenwirbelsÃ¤ulenleiden der KlÃ¤gerin ausgeht. Hierzu
hat er in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme nochmals darauf hingewiesen, dass
es sich um eine klopf- und druckdolente LendenwirbelsÃ¤ule mit reduziertem Finger-
Boden-Abstand, einem rechtsseitigen positiven Nervendehnungszeichen nach
LasÃ¨gue und einer HypÃ¤sthesie L5 handele. Dieses Krankheitsbild schÃ¤tzt er auf
der Grundlage seiner neurochirurgischen Erfahrungen als starke
FunktionseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule ein, die auch nach dem
unfallversicherungsmedizinischen Schrifttum mit einer MdE von 20 v.H. zu bewerten
ist.

Die von der Beklagten dagegen erhobenen EinwÃ¤nde Ã¼berzeugen
demgegenÃ¼ber nicht. In ihrer Stellungnahme vom 15. Juli 2000 legen Prof. Dr. P
und Dr. M lediglich dar, wie sie zur EinschÃ¤tzung einer MdE von 10 v.H. gelangt
sind, setzen sich aber nicht mit dem Einwand auseinander, die beschriebene FuÃ�-
und ZehenheberschwÃ¤che hÃ¤tte weiter diagnostisch verfolgt werden mÃ¼ssen.
Dieser Aspekt ist fÃ¼r die EinschÃ¤tzung der MdE insofern von Bedeutung, als das
von Dr. Eangeforderte EMG eine mÃ¤Ã�ig deutliche, nicht frische LÃ¤sion
radikulÃ¤rer Genese zu Tage gebracht hat. Die von Prof. Dr. S gegenÃ¼ber dem
Gutachten von Prof. Dr. K erhobene Einwendung, eine HypÃ¤sthesie im Dermatom
L5 sei nicht ausreichend fÃ¼r die Annahme einer MdE von 20 v.H. ist von dem
SachverstÃ¤ndigen dadurch entkrÃ¤ftet worden, dass er in der druckdolenten
WirbelsÃ¤ule mit reduziertem Finger-Boden-Abstand gerade eine
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FunktionseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule festgestellt hatte, die im
Zusammenwirken mit einem positiven Nervendehnungszeichen und einer
HypÃ¤sthesie als starke FunktionseinschrÃ¤nkung zu bewerten ist.

Die Berufung hat jedoch Erfolg, soweit die Beklagte sich gegen die Verurteilung zur
Zahlung einer Verletztenteilrente fÃ¼r die Zeit vom 14. Januar 1997 bis zum 14.
Mai 1997 wendet. Das Sozialgericht hat eine MdE von 20 v.H. fÃ¼r die Zeit ab
Verordnung eines TENS-GerÃ¤tes durch die Krankenversicherung angenommen.
Dem kann unter BerÃ¼cksichtigung des Gutachtens von Prof. Dr. K nicht gefolgt
werden. Vielmehr ist dem Gutachten von Prof. Dr. K zum Zeitpunkt, ab dem eine
MdE von 20 v.H. vorgelegen hat, zu entnehmen, dass insoweit das MRT vom 15. Mai
1997 von ihm fÃ¼r maÃ�geblich gehalten wird. Durch dieses wird der die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung bewirkende Massenprolaps festgestellt.

Dr. E, der von einem Beginn der MdE von 20 v.H. ab November 1997 ausgegangen
ist, kann nicht gefolgt werden. Soweit Dr. E auf den chirurgischen Befundbericht
vom November 1997 Bezug nimmt und sich aus seiner Blattangabe ergibt, dass der
Befundbericht von Dr. K gemeint ist, hat der SachverstÃ¤ndige Ã¼bersehen, dass
die KlÃ¤gerin zuletzt im Juni 1994 bei Dr. K in Behandlung war. Aus der dort
beschriebenen FuÃ�heberschwÃ¤che allein kann jedoch kein Rentenbeginn am 14.
Februar 1997 â�� nur darÃ¼ber ist im Rahmen der Berufung zu befinden â��
hergeleitet werden. Zum einen hat Dr. E in seinem Gutachten vom 5. Januar 2000
ausgefÃ¼hrt, dass er keine Zeichen einer lÃ¤ngerandauernden starken
Minderbelastbarkeit der rechten ExtremitÃ¤t, wie sie bei einer seit acht Jahren
bestehenden Symptomatik zu erwarten gewesen wÃ¤re, gefunden hat. Zum
anderen hat Frau Dr. C in ihrer Untersuchung vom 19. Februar 1996 die von Dr. E
fÃ¼r wesentlich gehaltene FuÃ�heberschwÃ¤che nicht feststellen kÃ¶nnen,
vielmehr einen Finger-Boden-Abstand von 10 cm gemessen. Den Finger-Boden-
Abstand hÃ¤lt andererseits Prof. Dr. K fÃ¼r ein maÃ�gebliches Kennzeichen fÃ¼r
die Bewertung der FunktionseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule. Da Prof. Dr. K
darauf verweist, vom Gutachten von Dr. E nur in unwesentlichen Punkten
abzuweichen, andererseits auf die Manifestation des Bandscheibenvorfalls im Jahre
1997 abstellt, ist als Beginn der FunktionseinschrÃ¤nkung, die eine MdE von 20 v.H.
bedingt, wegen fehlender anderer Anhaltspunkte auf das Datum der MRT-
Untersuchung vom 14. Mai 1997 als am ehesten geeignet abzustellen.

Die Kostenentscheidung nach Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG) berÃ¼cksichtigt
den Umfang des Obsiegens und Unterliegens.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor, Â§ 160 Abs. 2 SGG.

Erstellt am: 12.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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